
Der Preis der Widersprüche

© nachrichten.fr / Editions PHOTRA / Autor | 1

Ein guter Arbeiter geht – und alle verlieren.

So schlicht, so scharf, so unerquicklich treffend wirkt dieser Satz im Zentrum der
französischen Migrationsdebatte. Er bleibt hängen, weil er nicht aus der Sphäre abstrakter
Prinzipien stammt, sondern aus dem Alltag von Baustellen, Küchen und Feldern. Dort, wo
Politik auf Realität trifft – und gelegentlich zerschellt.

Mittwoch, ein gewöhnlicher Tag im politischen Kalender, liefert die passende Bühne für eine
ungewöhnlich ehrliche Diagnose. Arbeitgeberverbände schlagen Alarm, während der Staat
seine Regeln verschärft. Zwei Bewegungen, die sich widersprechen und dennoch gleichzeitig
stattfinden. Ein Paradox? Nein – eher ein System mit eingebauter Spannung.

Und diese Spannung knistert gewaltig.

Auf der einen Seite steht der Staat. Er setzt Signale, betont Kontrolle, zieht Grenzen enger.
Migration soll steuerbar bleiben, überschaubar, regelgebunden. Wer bleibt, soll bleiben
dürfen – wer gehen muss, soll gehen. Ordnung als Leitmotiv.

Auf der anderen Seite steht die Wirtschaft. Sie funktioniert weniger ideologisch, eher
praktisch. Ein Betrieb braucht Personal, ein Restaurant braucht Hände, ein Hof braucht
Menschen, die früh aufstehen und spät noch durchhalten. Fehlt jemand, steht nicht eine
Theorie still, sondern ein ganzer Ablauf.

Wie passt das zusammen?

Gar nicht so richtig.

Die Gesetzgebung versucht, diese beiden Wirklichkeiten miteinander zu versöhnen. Eine
spezielle Regelung für sogenannte Mangelberufe eröffnet einen Weg zur Legalisierung für
jene, die längst arbeiten – und oft genau dort, wo Arbeitskräfte fehlen. Ein pragmatischer
Ansatz, könnte man meinen.

Doch zwischen Gesetzestext und Behördenpraxis klafft ein Spalt.

Ein ziemlich breiter sogar.

Die Verwaltung prüft streng, fordert Nachweise, setzt Hürden. Aufenthaltsdauer,
Sprachkenntnisse, Beschäftigungszeiten – alles wird gewogen, nichts bleibt dem Zufall
überlassen. Dazu kommen bürokratische Altlasten: frühere Ausweisungsverfügungen,
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ungeklärte Statusfragen, formale Stolpersteine.

Am Ende steht oft eine Entscheidung, die formal korrekt wirkt – und praktisch absurd.

Denn während ein Betrieb händeringend Personal sucht, verliert er genau die Person, die den
Laden am Laufen hält.

Man muss sich das konkret vorstellen.

Da steht ein Bauunternehmer auf einer halbfertigen Baustelle. Termine drängen, Material ist
bestellt, Kunden warten. Einer seiner zuverlässigsten Arbeiter – pünktlich, erfahren, integriert
– erhält einen Bescheid. Ausreise.

Was folgt? Stillstand. Frust. Und die leise Frage: Wozu das alles?

Oder nehmen wir die Gastronomie. Küchenchefs berichten von Mitarbeitern, die seit Jahren
im Team stehen, die Abläufe kennen, die Sprache des Betriebs sprechen – nicht immer
perfekt, aber ausreichend. Sie arbeiten, zahlen ein, gehören dazu. Und plötzlich:
Unsicherheit, Verfahren, drohende Abschiebung.

Ist das wirklich sinnvoll?

Die Liste der betroffenen Branchen liest sich wie ein Querschnitt durch jene Bereiche, die
ohnehin kämpfen: Bau, Landwirtschaft, Pflege, Gastronomie, Hotellerie. Also genau dort, wo
Arbeit körperlich fordernd ist, schlecht bezahlt wird oder schlicht unattraktiv erscheint.

Und genau dort arbeiten viele ohne gesicherten Status.

Zufall? Wohl kaum.

Der Staat erkennt diesen Bedarf an – zumindest auf dem Papier. Doch die Umsetzung bleibt
zögerlich, fragmentiert, manchmal widersprüchlich. Regionen unterscheiden sich, Behörden
entscheiden unterschiedlich, Verfahren dauern.

Für Betroffene entsteht ein Zustand permanenter Schwebe.

Ein Leben im Wartezimmer.

Besonders sichtbar zeigt sich dieses Spannungsfeld in ländlichen Regionen. Dort, wo ohnehin
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jeder Arbeitsplatz zählt, wo Betriebe oft familiär geführt werden und Arbeitskräfte schwer zu
finden sind.

Ein landwirtschaftlicher Betrieb, irgendwo abseits der großen Städte. Der Besitzer kennt seine
Mitarbeiter, vertraut ihnen, plant mit ihnen. Einer von ihnen steht plötzlich vor dem Aus.

Nicht, weil er schlecht arbeitet – im Gegenteil. Sondern weil ein Verwaltungsakt aus der
Vergangenheit ihn einholt.

Die Dorfgemeinschaft reagiert, unterstützt, protestiert vielleicht. Lokalpolitik schaltet sich ein.
Und doch bleibt die Unsicherheit.

Was sagt das über das System?

Es offenbart eine tiefe Ambivalenz.

Die Befürworter strenger Regeln argumentieren mit nachvollziehbaren Punkten. Ein Staat
braucht Kontrolle, sonst verliert er seine Steuerungsfähigkeit. Regeln müssen gelten, sonst
verlieren sie ihre Legitimation. Und zu großzügige Regularisierungen könnten als Einladung
missverstanden werden.

Diese Perspektive existiert – und sie verdient Beachtung.

Doch ebenso real wirkt die Gegenposition.

Denn was passiert, wenn jemand längst Teil des Arbeitsmarktes ist? Wenn er Beiträge leistet,
sich integriert, gebraucht wird? Wenn sein Weggang mehr Schaden anrichtet als seine
Anwesenheit je verursacht hat?

Dann entsteht kein Gewinn an Ordnung.

Sondern ein Verlust an Vernunft.

Unternehmen verlieren eingearbeitete Kräfte. Regionen verlieren Stabilität. Der Staat verliert
Glaubwürdigkeit – weil seine Entscheidungen nicht mehr als logisch empfunden werden.

Und irgendwo dazwischen entsteht ein grauer Arbeitsmarkt. Unsicher, anfällig, schwer
kontrollierbar.
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Ein System, das genau das produziert, was es eigentlich verhindern will.

Man könnte sagen: Hier zeigt sich die Kollision zweier Logiken.

Die eine denkt in Kategorien – legal, illegal, erlaubt, verboten. Die andere denkt in
Funktionen – gebraucht, verfügbar, leistungsfähig.

Beide haben ihre Berechtigung.

Doch wenn sie nicht miteinander sprechen, entsteht Reibung. Und diese Reibung kostet –
wirtschaftlich, gesellschaftlich, menschlich.

Vielleicht liegt das eigentliche Problem tiefer.

Die Debatte über Migration bleibt oft abstrakt. Zahlen dominieren, Begriffe, politische
Schlagworte. Menschen erscheinen als Gruppen, selten als Individuen.

Doch Arbeit entzieht sich dieser Abstraktion.

Auf einer Baustelle zählt nicht der Aufenthaltsstatus, sondern ob jemand die Aufgabe erfüllt.
In einer Küche zählt nicht das Visum, sondern ob der Service läuft. Auf einem Feld zählt nicht
die Aktenlage, sondern ob die Ernte eingebracht wird.

Das mag banal klingen.

Ist es aber nicht.

Denn genau hier zerbricht die politische Vereinfachung. Der „Sans-Papiers“ als Kategorie löst
sich auf – und wird zum Kollegen, zum Nachbarn, zum unverzichtbaren Teil eines Teams.

Und dann stellt sich eine unangenehme Frage:

Wie glaubwürdig bleibt eine Politik, die diese Realität ignoriert?

Die derzeitige Linie versucht, beides gleichzeitig zu leisten: Härte zeigen und Flexibilität
ermöglichen. Ein Balanceakt, der politisch attraktiv erscheint – schließlich spricht er
unterschiedliche Wählergruppen an.

Doch in der Praxis wirkt er oft widersprüchlich.
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Und manchmal, ganz ehrlich, auch ein bisschen halbgar.

Ein klarer Kurs sähe anders aus. Entweder konsequente Durchsetzung restriktiver Regeln –
mit allen wirtschaftlichen Folgen. Oder eine offenere Anerkennung der Tatsache, dass Arbeit
Integration schafft und Stabilität verdient.

Beides gleichzeitig? Schwierig.

Denn es erzeugt genau jene Situationen, die den eingangs zitierten Satz so treffend machen.

Ein guter Arbeiter geht.

Und zurück bleibt eine Lücke, die niemand füllen kann.

Man könnte fast sagen: Das System arbeitet gegen sich selbst.

Natürlich lässt sich einwenden, dass Einzelfälle keine Politik machen. Dass Regeln
allgemeingültig sein müssen, nicht situativ. Dass Emotionen keine Grundlage für
Gesetzgebung darstellen.

Stimmt.

Und doch entfalten gerade diese Einzelfälle eine besondere Wirkung. Sie machen sichtbar,
was abstrakte Debatten verdecken. Sie zeigen, wo Theorie und Praxis auseinanderdriften.

Und sie stellen Fragen, die sich nicht einfach wegdiskutieren lassen.

Wie viele „exzellente Arbeiter“ muss ein System verlieren, bevor es sich selbst hinterfragt?

Und wie lange hält eine Wirtschaft solche Verluste aus?

Die Antworten darauf fallen selten laut aus. Sie entstehen leise – in Betrieben, in Gesprächen,
in alltäglichen Entscheidungen. Arbeitgeber passen sich an, suchen andere Wege,
improvisieren.

Oder sie resignieren.

Das wäre wohl die gefährlichste Entwicklung.
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Denn ein Staat, dessen Regeln als unpraktisch oder widersprüchlich gelten, verliert nicht
sofort seine Autorität – aber er verliert Vertrauen. Und Vertrauen lässt sich schwerer
reparieren als jede Baustelle.

Vielleicht liegt die Lösung nicht in radikalen Brüchen, sondern in präziseren Abstimmungen.
In klareren Kriterien, verlässlicheren Verfahren, realistischeren Einschätzungen.

Weniger Symbolpolitik, mehr Alltagstauglichkeit.

Klingt unspektakulär.

Wäre aber ziemlich wirksam.

Am Ende bleibt der Eindruck eines Systems, das sich selbst im Weg steht. Es will Ordnung
schaffen – und produziert Unordnung. Es will steuern – und verliert Kontrolle. Es will
begrenzen – und öffnet zugleich Hintertüren.

Ein Spagat, der auf Dauer anstrengend wirkt.

Und teuer.

Denn jeder verlorene Arbeiter, jede gescheiterte Integration, jeder unnötige Konflikt
hinterlässt Spuren. Nicht immer sichtbar, aber spürbar.

Vielleicht erklärt genau das die Kraft dieses einen Satzes.

Er verzichtet auf Ideologie. Er beschreibt einfach, was passiert.

Ein guter Arbeiter geht.

Und plötzlich wirkt die große politische Debatte ganz klein.

Ein Artikel von M. Legrand


